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Drei Monate Lockdown mit wachsendem Druck auf das Privatleben und bestimmte Branchen wie
Gastronomie und FreelancerInnen aller Art haben das Virus nicht ausreichend zurückgedrängt.
Zaghaft haben Ramelow und Lauterbach die Industrie ins Spiel gebracht. Die
Arbeit„geber“verbände schossen sofort dagegen, die Front aus Union/FDP/AfD sowieso und
vermutlich brachten auch die GenossInnen in SPD und Linken die beiden schnell zum Schweigen.
Der Mann für Trostpflaster aller Art, Hubertus Heil, bastelt an einem Recht für Beschäftigte, über
Home-Office reden zu dürfen, und die Koalition einigte sich darauf, die Anzahl der privaten Gäste zu
halbieren. „Weiter so“ für die Industrie war angesagt.

Die Kampagne #ZeroCovid hat jetzt alles durcheinandergebracht. Jetzt wird wirklich über die
Arbeitsplätze diskutiert. Jede Menge Fakten und falsche Behauptungen kommen ans Licht,
angebliche und tatsächliche Interessenlagen ins Spiel.

Profit vor Gesundheit

Natürlich sind die KapitalistInnen gegen ein Herunterfahren der Wirtschaft in der Corona-Krise, so
wie sie gegen alles sind, was ihre Profite schmälert und sei es auch nur vorübergehend. „Der neue
Präsident des Bundesverbands der Deutschen Industrie (BDI), Siegfried Russwurm, sagte, es gebe
keine Evidenz dafür, dass in Industrieunternehmen Hotspots entstünden“, schreibt das Abendblatt
Berlin im November 2020. Natürlich sagt Herr Russwurm nicht, ob und wie denn überhaupt dies
geprüft wird. Sammelt der BDI die Krankenzahlen der Firmen?

Natürlich nicht. Er braucht keine Belege, es reicht zu drohen: „Falls die Produktion in der Industrie
etwa für vier Wochen ganz heruntergefahren würde, dauere es weitere vier Wochen, um sie wieder
hochzufahren. Dies würde nicht ohne Folgen für das Wirtschaftswachstum bleiben.“ Die Präsidentin
des Verbandes der Automobilindustrie (VDA), Hildegard Müller, schlägt in dieselbe Kerbe: „Es gebe
keinen Grund, warum in der deutschen Automobilindustrie Werke geschlossen werden sollten. Die
Betriebe hätten sehr hohe Arbeitsschutzstandards und detaillierte Hygienekonzepte. Eine laufende
Produktion in der Industrie sichere die Einkommen vieler Menschen und sei Voraussetzung für die
Finanzierung aller Aufgaben des Staates. Einschließlich der Abtragung der Staatsschulden, die sich
durch Corona noch einmal erheblich erhöht hätten.“

Die Autoindustrie arbeitet also für Wirtschaftswachstum, Finanzierung des Staates samt dessen
Schulden und die Einkommen der Menschen. Neben all diesem Wohl für die Gemeinschaft fallen
auch Gewinne an. Zehn Milliarden konnte VW für das Krisen- und Coronajahr 2020 schon mal
ansagen, die anderen Konzerne haben ihre Zahlen noch nicht veröffentlicht.

Dann gibt es noch den Arbeitsschutz in den Betrieben. Wie die von Müller angesprochenen
Hygienekonzepte aussehen, beschreibt ein Beschäftigter von BMW-Leipzig: „Treppengeländer und
Türklinken wurden in den letzten drei Jahren nicht ein Mal gereinigt. Es gibt keine
Desinfektionstücher an den Arbeitsplätzen. Ein Kollege wurde vom Gesundheitsamt auf Schicht
angerufen und nach Hause in Quarantäne beordert. Die anderen wurden von den Vorgesetzten
gezwungen weiterzuarbeiten.“ Ähnliche Berichte gibt es von Daimler Sindelfingen und aus anderen
Betrieben. Was also Gesundheitsämter versuchen durchzusetzen, nämlich Kontaktpersonen von
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Infizierten zu isolieren, wird in den Betrieben unterlaufen. Es gibt keinen Grund zur Annahme, dass
dies Einzelfälle sein sollten.

Freiwillig betreiben Unternehmen keinen Arbeitsschutz und entwerfen keine Hygienekonzepte. Das
haben sie noch nie gemacht. Jede Verbesserung musste in der Geschichte von den Werktätigen
selbst erkämpft oder vom Staat durchgesetzt werden – gegen die einzelnen KapitalistInnen, wenn
auch oft im Interesse des gesamten Kapitals: Die Praxis der Unternehmen, verbrauchte
ArbeiterInnen einfach zu ersetzen, ist zwar für den einzelnen Betrieb das Billigste, kommt aber für
alle zu teuer.

Es gibt in Deutschland viele Gesetze und Regelungen für Arbeitsschutz, aber keine wirksame
staatliche Kontrolle. Die dafür formal zuständigen Ämter sind personell viel zu gering besetzt. Man
kann ein ganzes Leben lang arbeiten, ohne je eine der dafür angestellten Personen zu treffen. Dass
dies auch bei Pandemien gilt, haben schon die Masseninfektionen auf den Schlachthöfen,
Bauernhöfen und in Logistikzentren gezeigt. Dass der Profit vor Gesundheit geht, ist keine Frage
der Moral oder der Branche, sondern folgt aus den Gesetzen des Kapitalismus. Nur ein aktives
Vorgehen gegen die Logik des Profits hilft dagegen.

Betriebsräte und IG Metall

Neben den Ämtern gibt es aber auch Regelungen im Betriebsverfassungsgesetz, die den
Beschäftigen ein Beschwerderecht und den Betriebsräten Informations- und Beratungsrechte
sichern. Es gibt auch die Pflicht, Gefährdungsbeurteilungen durchzuführen, die Betriebsräten
weitgehende Rechte einräumt und die Möglichkeit, die Beschäftigten selbst zu befragen. Dumm nur:
Rund die Hälfte der Beschäftigten im Land arbeitet in Betrieben ohne Betriebsrat.

In der Autoindustrie allerdings gibt es sie in allen Großbetrieben bei den Endherstellern und den
großen Zulieferern. Und in diesen Betriebsräten hat praktisch überall die IG Metall die Mehrheit.
Ein Teil derer nutzt seine Rechte und kommt seiner Verantwortung nach – andere nicht.

Auch der Vorsitzende der IG Metall bestätigt in der Augsburger Allgemeinen, dass es Unterschiede
gibt: „Wir können feststellen, dass dort, wo in den Betrieben die in Zusammenarbeit mit der Politik
entwickelten Hygienemaßnahmen strikt umgesetzt werden, die Infektionszahlen geringer sind als im
privaten Umfeld. Aber wir kennen auch die schwarzen Schafe … “. Aber er folgert daraus: „Daher
spricht die Faktenlage nicht dafür, die Industrie stillzulegen, … ein Runterfahren der Industrie hätte
heftigste volkswirtschaftliche Konsequenzen.“

Weiter meint er: „Dann würde unsere Wirtschaftskraft zusammenbrechen. Doch diese Kraft
brauchen wir dringend, um uns weiter alle sozialstaatlichen Maßnahmen zur Abfederung der Folgen
der Krise leisten zu können. So ein Runterfahren der Wirtschaft hat lang anhaltende Konsequenzen:
Wenn die Produktionsbetriebe zwei, drei Wochen schließen würden, dauert es mindestens doppelt
so lange, ehe die Firmen wieder in der Lage sind, richtig loszulegen. … Wir müssen – soweit es geht
– die industrielle Produktion fortsetzen, weil so Wertschöpfung und Einkommen für viele Menschen
entsteht. Die Finanzierung unseres Sozialstaats kommt nicht aus der Steckdose.“

Oh Wunder! Fast die gleichen Worte wie Russwurm und Müller. Beim Chef der IG Metall, Jörg
Hofmann, geraten allerdings die „staatlichen Aufgaben“ zu „sozialstaatlichen Maßnahmen“. Meint
er damit den Kinderbonus, das Kurzarbeitergeld, das vor allem den Unternehmen genützt hat, oder
die Milliardenhilfen für die Lufthansa?

Hofmann bläst auch in der Pandemie-Frage in dasselbe Horn wie die KapitalvertreterInnen. Er
behauptet zu wissen, dass es neben Betrieben mit niedrigen Infektionszahlen auch „schwarze



Schafe“ gibt. Warum nennt er sie dann nicht? Sind es die KollegInnen dort nicht wert, geschützt zu
werden? Wären da nicht Strafen fällig für die Verantwortlichen? Warum macht der
Gewerkschaftsboss die Vernebelungstaktik der Unternehmen mit? Der Chef des
unternehmerfinanzierten Instituts der Deutschen Wirtschaft (IW), Michael Hüther, meinte am 24.1.
bei Anne Will übrigens: „Wir wissen eigentlich nichts. 80 % der Infektionen sind nicht zuortenbar.“
Er schiebt den schwarzen Peter der Politik zu, aber im Grunde bestätigt er den systematischen
Boykott durch Unternehmen und die bei ihnen tätigen BetriebsärztInnen. Er zieht im Grunde auch
Hofmanns Argumentation mit der „Faktenlage“ den Boden unter den Füßen weg.

Autoboom

Der Gewinn von VW verrät es: Inzwischen gibt es wieder einen Boom in der Autoindustrie,
insbesondere bei den oberen Segmenten. Die fetten Luxuskarossen werden wieder gebaut und
überwiegend exportiert, weil die chinesische Wirtschaft sich erholt hat. In den damit befassten
Betrieben werden Sonderschichten gefahren und wieder massenhaft LeiharbeiterInnen eingesetzt.
Das ist genau die Situation, in der von oben auf jede/n kleine/n Vorgesetzte/n Druck ausgeübt wird,
den Laden am Laufen zu halten, weil es ja so schwer ist, alles wieder in Gang zu bringen, wenn es
mal gestockt hat. Die LeiharbeiterInnen sind fast wehrlos, sie wollen den Job nicht wieder gleich
verlieren. Sie wären auf den Einsatz der Betriebsräte besonders angewiesen.

In einer solchen Konstellation ist der Infektionsschutz zweit- oder drittrangig. Das sind dann die
„schwarzen Schafe“, aber genau diese werden von Jörg Hofmann geschützt. Weil, die bringen ja
Kohle.

Die Komplizenschaft der IG-Metall-Spitze und der BetriebsratsfürstInnen hintertreibt nicht nur alle
Bemühungen, das Virus einzudämmen. Sie zerlegt auch die IG Metall selbst. Sie fällt all den
Belegschaften in den Rücken, die von Abbau- und Stilllegungsplänen betroffen sind. Beispiel
Daimler: Im Herbst erklärte die Konzernspitze, sich nicht an die Vereinbarungen für die Werke
Untertürkheim und Berlin halten zu wollen und weitere 4.000 Arbeitsplätze in Untertürkheim zu
streichen. Berlin steht ganz auf der Kippe. Eine konzernweite Aktionswoche wurde verkündet, es
gab Demonstrationen und Protestversammlungen – aber im größten Werk Sindelfingen fiel nicht
eine Minute aus. Der Betriebsratsvorsitzende Lümali überbrachte stattdessen Grüße in
Untertürkheim.

Also genau dort, wo gezielter Druck möglich wäre, wird gekuscht. Aktionen durchführen dürfen die
Leute, die kurzarbeiten und um ihren Arbeitsplatz fürchten müssen. Dass die Arbeitsplätze in den
Boomfabriken mittelfristig keineswegs sicher sind, zeigt das Beispiel Mahle: 2.000 Arbeitsplätze
werden in Deutschland vernichtet, in Mühlacker werden Befristete eingestellt, aber noch nicht mal
die Kürzungspläne für diesen Standort revidiert.

Diese Beispiele zeigen auf, dass selbst im gleichen Konzern die Betriebsräte und die IG Metall kaum
gemeinsamen Widerstand organisieren und dort, wo sie am längeren Hebel sitzen, darauf
verzichten, genau diesen einzusetzen. Eine Bewegung in der ganzen Branche wäre nötig angesichts
der 10.000 Arbeitsplätze, die bedroht sind. Die Unterwürfigkeit, mit der Jörg Hofmann die
Boomwerke aus einer echten Corona-Kontrolle raushält, ist die gleiche, mit der er zuschaut, wie das
Kapital auf Kosten der Beschäftigten die Industrie umstrukturiert.

Tarifrunde

Die IG Metall war mit dem Plan in die Tarifrunde gegangen, schnell und einvernehmlich zu einem
vertretbaren Ergebnis zu kommen. Die Verträge wurden extra verspätet gekündigt, um die
Friedenspflicht zu verlängern. Die KapitalistInnen haben mit einem Forderungskatalog ihrerseits



geantwortet, den Verzicht auf Erreichtes verlangt und unverhohlen mit weiterer
Arbeitsplatzverlagerung und -vernichtung droht.

Auch diese Konfliktlage ergäbe Chancen, die Kräfte in dieser Gewerkschaft wieder zu bündeln: den
Kampf für die erste Tariferhöhung seit drei Jahren mit der Verteidigung der Arbeitsplätze zu
verbinden; die kampffähigen Teile der Organisation die Zaudernden mitziehenzulassen; die
Möglichkeit zu streiken auch zu nutzen, um Stärke zu zeigen. Allein, es sieht nicht so aus, als ob es
Kräfte im Apparat der IG Metall gäbe, die bereit wären, das sinkende Schiff wieder auf Kurs zu
bringen.

Es bleibt als Hoffnung die Basis: Werden Belegschaften auch ohne Segen der Frankfurter Zentrale
in den Kampf gehen? Wird es noch mehr MetallerInnen geben, die bei den nächsten
Betriebsratswahlen eigene Listen aufstellen, aber auch lernen, dass das noch nicht für eine Wende
reicht? Werden Bewegungen wie gegen die Klimakatastrophe und die Pandemie eine
Antikrisenbewegung in Gang bringen, die auch in der Metallindustrie Widerhall findet?

All das muss letztlich in einer klassenkämpferischen Basisbewegung zusammenkommen und sich
strukturieren, damit eine grundlegend andere Politik in der IG Metall durchgesetzt werden kann.


